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Antwort

der Landesregierung

auf die Kleine Anfrage Nr. 16
der Abgeordneten Birgit Bessin (AfD-Fraktion) und Andreas Kalbitz (AfD-Fraktion)
Drucksache 7/33

Nachfrage zur Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage Nummer 4341 (6.
Wahlperiode) - Linksextreme Initiative ,,BlirgerinnenAsyl“ in Brandenburg

Namens der Landesregierung beantwortet der Minister der Justiz und fir Europa und Ver-
braucherschutz die Kleine Anfrage wie folgt:

Vorbemerkungen der Fragesteller: Die Landesregierung teilte auf die oben genannte Klei-
ne Anfrage mit, dass der Generalstaatsanwalt des Landes Brandenburg aufgrund der Aus-
fihrungen zur linksextremen Initiative ,BurgerlnnenAsyl“ in den Vorbemerkungen gebeten
wurde, den dargestellten Sachverhalt nach Maligabe seiner Rundverfugung vom
21.08.1998 - ,Richtlinien fir die Prifung eines Anfangsverdachts wegen einer Straftat*
(JMBI. 1998, 106) - zu prufen.

Frage 1: Zu welchem Ergebnis kam der Generalstaatsanwalt bei seiner Prufung aus wel-
chen Grinden (vgl. S. 5 der angeflihrten Rundverfiigung)?

zu Frage 1: Die Schwerpunktstaatsanwaltschaft zur Bekampfung von Computer- und
Datennetzkriminalitdt in  Cottbus hat wegen der auf der Internetprasenz
www.aktionbuergerinnenasyl.de verdffentlichten AuBerungen einen Anfangsverdacht nach
§ 111 StGB bejaht. Das insoweit eingeleitete Ermittlungsverfahren ist an die fur den
Wohnsitz des presserechtlich Verantwortlichen ortlich zustandige Staatsanwaltschaft in
Bayern abgegeben worden.

Eine darUber hinausgehende strafrechtliche Relevanz nach Maligabe der Rundverfugung
des Generalstaatsanwaltes des Landes Brandenburg vom 21. August 1998 - 411-40 -
,Richtlinien fur die Prifung eines Anfangsverdachts wegen einer Straftat” (JMBI. S. 106)
ergab sich ausweislich der Prufung nicht.

Frage 2: Sollte der Generalstaatsanwalt bislang noch zu keinem abschlieRenden Pri-
fungsergebnis gekommen sein, wird gebeten mitzuteilen, wann der Generalstaatsanwalt
von welchem Ministerium um Prufung des Sachverhalts gebeten wurde und warum noch
kein abschlieliendes Ergebnis vorliegt.

zu Frage 2: Entfallt.
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Namens der Landesregierung beantwortet der Minister der Justiz und für Europa und Verbraucherschutz die Kleine Anfrage wie folgt:

[bookmark: Beginn_Text]Vorbemerkungen der Fragesteller: Die Landesregierung teilte auf die oben genannte Kleine Anfrage mit, dass der Generalstaatsanwalt des Landes Brandenburg aufgrund der Ausführungen zur linksextremen Initiative „BürgerInnenAsyl“ in den Vorbemerkungen gebeten wurde, den dargestellten Sachverhalt nach Maßgabe seiner Rundverfügung vom 21.08.1998 - „Richtlinien für die Prüfung eines Anfangsverdachts wegen einer Straftat“ (JMBl. 1998, 106) - zu prüfen.



Frage 1: Zu welchem Ergebnis kam der Generalstaatsanwalt bei seiner Prüfung aus welchen Gründen (vgl. S. 5 der angeführten Rundverfügung)?



[bookmark: _GoBack]zu Frage 1: Die Schwerpunktstaatsanwaltschaft zur Bekämpfung von Computer- und Datennetzkriminalität in Cottbus hat wegen der auf der Internetpräsenz www.aktionbuergerinnenasyl.de veröffentlichten Äußerungen einen Anfangsverdacht nach § 111 StGB bejaht. Das insoweit eingeleitete Ermittlungsverfahren ist an die für den Wohnsitz des presserechtlich Verantwortlichen örtlich zuständige Staatsanwaltschaft in Bayern abgegeben worden.



Eine darüber hinausgehende strafrechtliche Relevanz nach Maßgabe der Rundverfügung des Generalstaatsanwaltes des Landes Brandenburg vom 21. August 1998 - 411-40 - „Richtlinien für die Prüfung eines Anfangsverdachts wegen einer Straftat“ (JMBl. S. 106) ergab sich ausweislich der Prüfung nicht. 



Frage 2: Sollte der Generalstaatsanwalt bislang noch zu keinem abschließenden Prüfungsergebnis gekommen sein, wird gebeten mitzuteilen, wann der Generalstaatsanwalt von welchem Ministerium um Prüfung des Sachverhalts gebeten wurde und warum noch kein abschließendes Ergebnis vorliegt. 



[bookmark: Beginn_Anlagen]zu Frage 2: Entfällt.
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